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Amtspersonen in Todesangst 

Anzeigen wegen verbaler und tätlicher Attacken gegen Behördenmitglieder nehmen massiv zu 

VON CATHERINE BOSS FOTO: 

MARCO ZANONI 

ZÜRICH Bevor Stephan 

Rawyler in den letzten 

Jahren jeweils seine 

Wohnung verliess, löschte 

er das Licht und kontrollierte 

durch das Fenster die 

Strasse vor dem Haus. Er 

wollte sicher sein, dass da 

keiner auf ihn wartete. «Ich 

hatte Angst», sagt der 

Gemeindepräsident von 

Neuhausen im Kanton 

Schaffhausen. 

Er ist nicht der Einzige. Die 

Anzeigen wegen verbaler 

und handgreiflicher Attacken 

gegen Behördenmitglieder, 

Angestellte der Verwaltung 

oder Polizisten haben in den 

letzten Jahren stetig 

zugenommen, 2004 

sprunghaft. In der Stadt St 

Gallen beispielsweise betrug 

die Zunahme letztes Jahr 66 

Prozent, im Kanton Bern 60, 

im Kanton Luzern 36 und im 

Kanton Zürich 34 Prozent 

Immer öfter gehören 

Morddrohungen dazu: Der 

Neuhauser 

Gemeindepräsident Rawyler 

und seine 

Gemeinderatskollegen 

werden seit Jahren mit dem 

Tod bedroht. Es werde sich 

ein Massaker wie in Zug 

zutragen, wo Friedrich 

Leibacher 14 Menschen 

niederstreckte, liess der 

ehemalige 

Gemeindearbeiter X. den 

Politikern schon 2002 

ausrichten. Es geht um 

einen jahrelangen 

Besuchsrechtsstreit. Nachts 

schlich X. um die Häuser 

der Neuhauser 

Lokalpolitiker. Die Polizei 

zog bei ihm das 

Sturmgewehr ein. Erst ein 

Richter konnte ihn vor vier 

Wochen nach zähen 

Verhandlungen dazu 

überreden, einen 

«Waffenstillstand» zu unter-

zeichnen. 

Anmerkungen des 

Gemeindearbeiters:  

Diese Behauptungen 

konnten nie bewiesen 

werden, obwohl Josef Rutz 

stets nur in schriftlicher 

Form korrespondierte. Und: 

Seit wann verweigert man 

einem Vater, vor dem man 

Todesangst hat, erst recht 

das Besuchsrecht? Wäre es 

da nicht naheliegend, mit 

diesem gefährlichen Mann 

einen Konsens zu finden? 

Z.B. ganz einfach, indem 

man ihm seine, ihm von 

Gesetzes wegen 

zustehenden Rechte auf 

persönliche Beziehung zu 

seinen Kindern wieder 

zugestehen würde? Alles 

andere wäre ja nach den 

Worten von Rawyler ein 

„Spielen mit dem Leben“.  

Die Berichtigung der 

verlogenen Aussagen von 

Rawyler u. Co. sind dem 

Schreibenden übrigens trotz 

angeblicher Zusage 

unterschlagen worden. 

Behördenwillkür wird durch 

die Medien unterstützt. Die 

Sonntagszeitung ist keine 

unabhängige und seriöse 

Zeitung mehr.  
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Auch die Rheinfall-Woche vom 21.04.2005 plappert die Ausführungen der 

Sonntagszeitung prüfungslos nach und bläst in dasselbe Horn. Auch diesmal 

wird dem Betroffenen jede Stellungnahme verweigert. Unterdessen ist der 

Verleger Rudolf Zürcher und bald darauf auch sein Vermächtnis von der 

Bildfläche verschwunden … und der Betroffene immer noch ein „Krimineller“, der 

weiter nichts als seine Kinder möchte. … 


